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Auszüge aus der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) 

Vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286) 

Zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 32) 

 

 

Kapitel 1: Wesen und Aufgaben der Gemeinde 

Abschnitt 3: Einwohner und Bürger 

 

§ 18 Gleichberechtigung von Frau und Mann  
 
 
(1) Die Gemeinden wirken auf die Gleichstellung von Frau und Mann in Beruf, öffentlichem Leben, 
Bildung und Ausbildung, Familie sowie in den Bereichen der sozialen Sicherheit hin. 
 
(2) In amtsfreien Gemeinden sind Gleichstellungsbeauftragte durch die Gemeindevertretung zu 
benennen, die unmittelbar dem hauptamtlichen Bürgermeister unterstellt sind. Sie sind in Gemeinden 
mit mehr als 30.000 Einwohnern hauptamtlich tätig. 
 
(3) Den Gleichstellungsbeauftragten ist Gelegenheit zu geben, zu Maßnahmen und Beschlüssen, die 
Auswirkung auf die Gleichstellung von Frau und Mann haben, Stellung zu nehmen. Sind sie anderer 
Auffassung als der hauptamtliche Bürgermeister, haben sie das Recht, sich an die 
Gemeindevertretung oder deren Ausschüsse zu wenden. Das Nähere kann die Hauptsatzung regeln. 
 
(4) Amts- und Funktionsbezeichnungen, die in der Gemeinde verwendet werden, führen Frauen in 
weiblicher, Männer in männlicher Form. 

 

 

Kapitel 4: Aufsicht 

Teil 2: Der Landkreis 

 

§ 122  Wesen und Aufgaben des Landkreises  
 
 
(1) Der Landkreis ist Gemeindeverband und Gebietskörperschaft. 
 
(2) Der Landkreis erfüllt in seinem Gebiet in eigener Verantwortung alle die Leistungsfähigkeit der 
kreisangehörigen Gemeinden und Ämter übersteigenden öffentlichen Aufgaben, soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist und die Aufgaben nicht durch kommunale Zusammenarbeit erfüllt werden. 
Er fördert die kreisangehörigen Gemeinden und Ämter bei der Erfüllung ihrer Aufgaben, ergänzt durch 
sein Wirken die Selbstverwaltung der Gemeinden und Ämter und trägt zu einem gerechten Ausgleich 
der unterschiedlichen Belastungen der Gemeinden und Ämter bei. Er fördert insbesondere die 
wirtschaftliche, ökologische, soziale und kulturelle Entwicklung seines Gebietes zum Wohle 
der Einwohner. 
 
(3) Der Landkreis kann Einrichtungen und Aufgaben, die die kreisangehörigen Gemeinden freiwillig 
übernommen haben, von diesen mit Zustimmung der Gemeindevertretung übernehmen. Stimmen die 
beteiligten Gemeinden einer Übernahme nicht zu, so kann die Übernahme erfolgen, wenn sie 
notwendig ist, um einem Bedürfnis der Kreiseinwohner in einer dem öffentlichen Wohl entsprechenden 
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Weise zu genügen. Die Bedingungen der Übernahme werden von den Beteiligten vereinbart. Kommt 
eine Vereinbarung nicht zustande, so setzt das für Inneres zuständige Ministerium die Bedingungen 
der Übernahme fest. 
 
(4) Verfügt der Landkreis für die Erfüllung einer Aufgabe über ausreichende öffentliche Einrichtungen, 
kann der Kreistag mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Anzahl seiner Mitglieder mit 
Wirkung gegenüber den kreisangehörigen Gemeinden und Ämtern beschließen, dass diese Aufgabe 
für die durch die Einrichtung versorgten Teile des Landkreises zu seiner ausschließlichen 
Zuständigkeit gehört, wenn Gründe des öffentlichen Wohls das erfordern. 
 
(5) Der Landkreis soll Aufgaben, die er wahrnimmt, den kreisangehörigen Gemeinden oder 
kommunalen Zusammenschlüssen überlassen, wenn dies gesetzlich zulässig ist, die Aufgabe in einer 
dem öffentlichen Wohl entsprechenden Weise erfüllt werden kann und hierdurch die zweckmäßige 
Erfüllung der Aufgaben des Landkreises im Übrigen nicht gefährdet wird. Absatz 3 Satz 3 und 4 gilt 
entsprechend. 

 

 

§ 131 BbgKVerf – Anwendung von Rechtsvorschriften  
 
 
(1) Auf die Landkreise sind die Vorschriften des Teils 1 dieses Gesetzes, die für die amtsfreien 
Gemeinden gelten, entsprechend anwendbar; soweit für kreisfreie Städte besondere Vorschriften 
gelten, sind diese anwendbar. Dies gilt nicht, soweit in diesem Teil oder in anderen Rechtsvorschriften 
eine abweichende Regelung getroffen wird. Die §§ 1 Abs. 1 Satz 4 (Begriff der Gemeinde), 17 Abs. 3 
(Weiterleitung von Anträgen), 45 bis 48 (Ortsteilrecht) und 56 Abs. 2 Satz 2 (Amtsbezeichnung des 
Ersten Beigeordneten) finden keine Anwendung. An die Stelle der Stadtverordnetenversammlung, der 
Stadtverordneten, des Hauptausschusses und des Oberbürgermeisters treten der Kreistag, die 
Kreistagsabgeordneten, der Kreisausschuss und der Landrat. 
 
(2) Vorschriften, die aufgrund des Teils 1 dieses Gesetzes erlassen wurden, gelten für die Landkreise 
entsprechend, soweit nicht in diesen oder anderen Rechtsvorschriften abweichende Regelungen 
getroffen oder die Landkreise von der Anwendung ausgenommen werden. 

 


